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Ihr Zeichen: -                             Schreiben vom 12.05.2026 
 

Stellungnahme zur Ergänzungssatzung „Am Schlosspark“, Taubenheim, Gemeinde 
Klipphausen, Entwurf in der Fassung vom 14.04.2026 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e. V. nimmt zur Ergänzungssatzung „Am Schlosspark“, Taubenheim, 
im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung Stellung. Gegenstand der Planung ist die Einbeziehung von 
Teilen der Flurstücke 328b und 328c der Gemarkung Taubenheim mit einer Größe von ca. 0,09 ha bzw. 
ca. 900 m² in den unbeplanten Innenbereich, um dort ausschließlich Stellplätze und Garagen für das 
Schloss Taubenheim zuzulassen. Der BUND erkennt an, dass die Gemeinde für die langfristige Nutzung 
des denkmalgeschützten Schlosses eine Lösung für den ruhenden Verkehr anstrebt und dass die Unterla-
gen eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung sowie eine artenschutzrechtliche Beurteilung enthalten. 

Dem Vorhaben kann unter der Voraussetzung zugestimmt werden, dass die nachfolgenden Forderun-
gen und Hinweise ordnungsgemäß abgearbeitet werden. 

1. Artenschutz (§ 44 BNatSchG) 

1.1 Methodik und Absicherung der artenschutzrechtlichen Prognose 

Die artenschutzrechtliche Beurteilung stellt selbst fest, dass eine Betroffenheit von Fledermäusen, Rep-
tilien sowie europäischen Vogelarten im Wirkraum des Vorhabens nicht von vornherein ausgeschlossen 
werden kann. Begründet wird dies insbesondere mit dem strukturreichen Gehölzbestand des Schloss-
parks, potenziellen Quartierstrukturen in Altbäumen, der Lage am Parkrand sowie mit teilweise geeig-
neten Habitatstrukturen für Reptilien. Gleichwohl wird auf konkrete Erfassungen vollständig verzichtet 
und die Prüfung allein auf eine Potenzialabschätzung gestützt. 

Für eine kleine Fläche kann eine Potenzialanalyse im Grundsatz ausreichen. Vorliegend spricht jedoch 
gerade die besondere Habitatstruktur im Übergang von Schlosspark, Altbaumbestand, Mauer, Gehölz-
saum und siedlungsnahen Freiflächen dafür, die Prognose zumindest durch eine gezielte ergänzende 
fachgutachterliche Kontrolle abzusichern. Dies gilt besonders für Fledermäuse und gehölzgebundene 
Brutvögel. Die Unterlagen gehen von möglichen Quartierstrukturen in angrenzenden Altbäumen aus, 
zugleich sind bauzeitliche Schäden an diesen Randgehölzen wegen der beengten Verhältnisse nicht 
sicher auszuschließen. 

Auch für Reptilien wird ausdrücklich ausgeführt, dass im nördlichen Teil des Gebiets teilweise geeignete 
Habitatstrukturen vorhanden sind und eine Betroffenheit nicht ausgeschlossen werden kann. 
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Die vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen – Fällzeitenregelung, Baumschutz, und gegebenenfalls 
Reptilienschutzzaun mit fachgerechter Umsiedlung – sind dem Grunde nach sinnvoll und ausdrücklich 
zu begrüßen. Sie ersetzen jedoch nicht in jedem Fall die fachliche Ermittlung, ob im konkreten Baufeld 
oder dessen unmittelbarem Randbereich Fortpflanzungs- oder Ruhestätten betroffen sind. Die Anwen-
dung des § 44 Abs. 5 BNatSchG setzt eine hinreichend belastbare Prognose voraus. 

Forderung:  

• Vor Satzungsbeschluss ist mindestens eine gezielte ergänzende fachgutachterliche Kontrolle 
auf Quartierpotenziale von Fledermäusen, auf Brutplatzpotenziale gehölzgebundener Vogelar-
ten sowie auf relevante Reptilienhabitate im unmittelbaren Eingriffsbereich und in den bauzeit-
lich beanspruchten Randzonen vorzunehmen und die Ergebnisse in die Abwägung einzustellen. 

1.2 Vorabkontrolle und ökologische Baubegleitung 

Die vorgesehenen Bauzeitenregelungen und der bauzeitliche Baumschutz sind fachlich sinnvoll. Aus 
artenschutzrechtlicher Sicht fehlt jedoch eine ausdrückliche Verpflichtung zur Vorabkontrolle der von 
Rodung, Räumung oder sonstigen erheblichen Eingriffen betroffenen Strukturen unmittelbar vor Beginn 
der Arbeiten. Zwischen Satzungsbeschluss und tatsächlicher Bauausführung können neue Nester, Quar-
tiere oder sonstige Fortpflanzungs- und Ruhestätten entstehen. 

Forderung:  

• Aufnahme einer verbindlichen Regelung, wonach vor dem ersten Eingriff in Gehölze, Saumstruk-
turen, Bodenvegetation und sonstige betroffene Strukturen eine fachkundige Vorabkontrolle auf 
aktive Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Arten zu erfolgen hat. Bei Nachweis ent-
sprechender Vorkommen sind die Maßnahmen anzupassen oder bis zur artenschutzrechtlichen 
Freigabe zurückzustellen. 

• Die vorgesehenen Schutzmaßnahmen sollten durch eine ökologische Baubegleitung einschließ-
lich Dokumentation und Nachweis der ordnungsgemäßen Umsetzung abgesichert werden, 
jedenfalls soweit Eingriffe während der Aktivitätszeiten relevanter Artengruppen oder im unmit-
telbaren Randbereich potenzieller Habitatstrukturen stattfinden. 

2. Eingriffsregelung und Ausgleich 

Die Begründung geht zutreffend davon aus, dass wegen der Einbeziehung bislang dem Außenbereich 
zuzuordnender Flächen die Eingriffsregelung anzuwenden ist. Als Ausgangsbiotop wird eine Parkanlage 
mit mittlerem Biotopwert angesetzt, deren Umwandlung in einen teilversiegelten Parkplatz zu einer 
Wertminderung von 11.245 Werteinheiten führt.  

Kritisch bleibt jedoch, dass der vorgesehene Ausgleich ausschließlich außerhalb des räumlichen 
Zusammenhangs durch Ergänzung einer bereits vorhandenen Streuobstwiese auf Flurstück 101 der 
Gemarkung Reppnitz erfolgen soll, also rund 4,5 km nordöstlich des Eingriffsortes. Die biotopwertbezo-
gene Bilanzierung mag rechnerisch nachvollziehbar sein, die besondere Funktion der betroffenen Fläche 
als Teil des Schlossparks und als ortsbildprägende Grünstruktur im sensiblen Übergang zum Triebisch-
tal wird hierdurch jedoch nur unzureichend betrachtet. 

Hinzu kommt, dass aus einem Schreiben aus der Bürgerschaft ein konkreter Hinweis auf seit Langem 
nicht umgesetzte, fachlich naheliegende Renaturierungsaufgaben im Gemeindegebiet folgt, insbeson-
dere auf die seit Jahren thematisierte Renaturierung des Erlichtbaches. Ohne die Ausgleichsentschei-
dung der Gemeinde vorwegzunehmen, erscheint es daher geboten, nachvollziehbar zu prüfen und in der 
Begründung darzulegen, warum eine ortsnähere oder funktional näherliegende Kompensation am Ein-
griffsort oder im näheren Landschaftsraum Taubenheim/Triebischtal nicht möglich sein soll. 
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Forderung:  

• Ergänzende Alternativenprüfung zur Kompensation mit nachvollziehbarer Begründung, welche 
ortsnäheren oder funktional näherliegenden Maßnahmen geprüft wurden und aus welchen 
Gründen sie nicht in Betracht kommen. 

• Prüfung zusätzlicher standortbezogener Minimierungs- und Aufwertungsmaßnahmen am Ein-
griffsort selbst, insbesondere entsiegelungsarmer Beläge, randlicher Eingrünung, zusätzlicher 
Gehölzpflanzungen und einer strikten Begrenzung der tatsächlich erforderlichen Stellplatzzahl. 

3. Klima, Wasser und Boden 

Die Begründung sieht vor, dass Niederschlagswasser grundsätzlich auf dem Baugrundstück zu belas-
sen und durch geeignete Maßnahmen wie Brauchwassernutzung, Zisterne oder Versickerung zu bewirt-
schaften ist. Überschüssiges Regenwasser könne in die Kleine Triebisch eingeleitet werden. Diese Ziel-
richtung ist grundsätzlich zu begrüßen, sollte jedoch verbindlicher und standortbezogener abgesichert 
werden, weil mit der Stellplatzanlage zusätzliche Teilversiegelung, Abflussbeschleunigung und der Ver-
lust von Bodenfunktionen verbunden sind. 

Forderung:  

• Im Satzungstext ist festzusetzen, dass Stellplätze vorrangig mit wasserdurchlässigen oder 
sonst entsiegelungsarmen Belägen herzustellen sind; vollversiegelte Beläge sind auf das tech-
nisch und funktional unvermeidliche Mindestmaß zu begrenzen. 

• Niederschlagswasser ist – soweit dies geologisch und wasserrechtlich zulässig ist – auf dem 
Baugrundstück zurückzuhalten und zu versickern bzw. einer dezentralen Bewirtschaftung (z. B. 
Zisternen, Mulden) zuzuführen. Eine Einleitung in die Kleine Triebisch ist auf den unvermeidli-
chen Restabfluss zu begrenzen und wasserrechtlich zu dimensionieren. 

4. Begrüßenswerte Ansätze der Planung 

Der BUND hebt folgende Punkte ausdrücklich als fachlich sinnvoll hervor: 

• die Begrenzung der Planung auf eine Stellplatznutzung und den Verzicht auf weitergehende Hoch-
baunutzungen im Satzungsgebiet, 

• die Aufnahme einer Fällzeitenregelung in Anlehnung an § 39 BNatSchG, 

• den vorgesehenen bauzeitlichen Schutz des angrenzenden Altbaumbestandes nach DIN 18920, 

• die ausdrückliche Berücksichtigung möglicher Reptilienvorkommen durch zeitliche Steuerung der 
Bauarbeiten und gegebenenfalls zusätzliche Schutzmaßnahmen. 

Werden die unter 1. bis 4. benannten Punkte nachvollziehbar abgearbeitet, sieht der BUND Sachsen dem 
Satzungsbeschluss grundsätzlich keine naturschutzfachlichen Hindernisse entgegen. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


